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Pflicht zu gesetzmässigem Handeln von  vormundschaftlichen Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern

Sachverhalt

1. Ausgangslage 
Es geht generell um den Schutz von mir als Mandatsträger. 
Grundlage ist die Situation, dass einer meiner Klienten ein grösseres Steuerproblem hat. Zusätzlich sind durch mich als Vormund die notwendigen Abklärungen gemacht worden (z.T. noch laufend), um einen Ueberblick über den Umfang zu erhalten. 
Ebenso wurden die ersten Schritte zu einer möglichen Selbstanzeige / Nachdeklaration gemacht. Erste Diskussionen mit den Steuerbehörden weisen aber auf eine nicht sehr kooperative Haltung derselben hin. Mein Klient könnte mit massiven Nachforderungen konfrontiert werden.
 2. Fragen 
a) Welche Pflichten habe ich als amtlicher Vormund gegenüber anderen Behörden (insbesondere Steuerbehörden)? 
b) Geht die Pflicht, Kundeninteressen zu wahren, allfälligen Pflichten gemäss a) obenstehend nicht vor? 
c) Wie weit darf ich als amtlicher Vormund bei der Wahrung der Kundeninteressen gehen, bzw. welche Grenzen muss ich beachten?
d) Risiko von Schadensersatzleistungen (durch mich) und in welchen Fällen? 
e) Wie kann ich mich für meine Handlungen rechtlich absichern? 

Erwägungen

1. Die Beantwortung dieses umfang- und tückenreichen Problemkatalogs sprengt den Rahmen einer Kurzberatung, weshalb um Nachsicht gebeten wird, wenn das ein oder andere nur angedeutet werden kann.

2. Vormundschaftliche Mandatsträger/innen sind trotz ihrer öffentlich-rechtlichen Stellung (eingesetzt durch ein behördliches Organ) im Verhältnis zur vertretenen Person nicht als Beamte zu betrachten. Sie haben vielmehr grosse Ähnlichkeit mit der Stellung des Treuhänders (H. Hefti, Die vormundschaftliche Amtsführung, 1916 S. 37). In dieser Funktion sind sie zwar dem Gesetz verpflichtet (Hefti, a.a.O. S. 36; J.L. Scherrer, Leitende Gesichtspunkte des Vormundschaftsrechts, in Praktische Probleme der Vormundschaft, St. Gallen 1974, S. 9), vertreten aber die privaten Interessen der betreuten Person und stehen diesbezüglich unter Verschwiegenheitspflicht (Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N. 107-182 zu Art. 360; Basler Kommentar ZGB I-Langenegger, N. 18 zu Art. 360).

3. Zur Pflicht derjenigen vormundschaftlichen Mandatsträger/innen, welche (auch) mit der Vermögensverwaltung beauftragt sind, gehört die Erfassung des gesamten Vermögens (Inventaraufnahme, Art. 398 ZGB) und die Deklaration von Einkommen und Vermögen gegenüber den Steuerbehörden. Diese Informationspflicht steht unter keinem Vorbehalt des Vormundschaftsgeheimnisses. Es gehört namentlich zur wohlverstandenen Interessenwahrung der vertretenen Person, sie vor unrechtmässigem Verhalten (z.B. Steuerhinterziehung, Steuerbetrug) zu bewahren. Die Offenbarung der Vermögensdaten gegenüber den Steuerbehörden stellt eine gesetzliche Pflicht dar, welcher jede/jeder Steuerpflichtige unterstellt ist, was zwingend auch für Mandatsträger/innen gilt, welche die betreute Person vertreten. Wenn aufgrund einer durch die Mandatsträgerin pflichtgemäss ausgefüllten Steuererklärung Rückschlüsse auf früher nicht deklarierte Vermögen oder Einkommen gezogen werden können, riskiert die Mandatsträgerin deshalb keine Haftungskonsequenzen wegen Verletzung des Vormundschaftsgeheimnisses (K. Affolter, Rechtsfragen aus dem Alltag der persönlichen Betreuung, AJP 1998 S. 651; F. Breitenstein, Amtspflichten und Amtsgeheimnis der vormundschaftlichen Organe, ZVW 1978 S. 100).

4. Die Steuerdeklarationspflicht ist zu unterscheiden von der Pflicht zur Anzeige: Eine solche besteht in aller Regel nicht (BSK-Langenegger, N 18 zu Art. 360; Affolter, AJP 1998 S. 651; BK Schnyder/Murer N. 144). 

Eine Anzeige rechtfertigt sich dann, wenn deren Konsequenzen im Interesse des Mündels liegen, berechtigte Drittinteressen überwiegen oder dadurch eine schwere Bedrohung  für die Allgemeinheit abgewendet werden kann (Affolter, AJP 1998 S. 652; BK Schnyder/Murer N. 169 zu Art. 360). Zu denken ist in Zusammenhang mit der vorliegenden Anfrage an die Möglichkeit, angesichts eines früher oder später wegen der korrekten Steuerdeklaration der Mandatsträgerin ohnehin einsetzenden Nach- und Strafsteuerverfahrens durch eine vorzeitige Anzeige unnötige Verzugszinse zu vermeiden.

5. Zu warnen ist davor, sich zum Kumpel und Interessenvertreter des Mündels bei der Begehung rechtswidriger Handlungen bewegen zu lassen. Ein solches Verständnis vormundschaftlicher Mandatsführung basiert auf unrichtig verstandener Loyalität mit dem „Kunden“, verstösst gegen die zivilrechtlichen vormundschaftlichen Amtspflichten und kann je nach dem auch strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen. Absichern kann sich eine Mandatsträgerin, welche derartige Weisungen der betreuten Person befolgen oder solche Aufträge annehmen würde, gegen die haftungsrechtlichen Konsequenzen nicht

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 10. August 2005
[image: image1.png]